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Erwägungen

E. 1
Das Kreisgericht Oberwallis verurteilte den Beschwerdeführer am 15. März 2021
rechtskräftig wegen qualifizierter Widerhandlung gegen das Betäubungsmittelgesetz,
mehrfacher Widerhandlungen gegen das Betäubungsmittelgesetz, geringfügigen Diebstahls,
mehrfachen Diebstahls, mehrfacher geringfügiger Veruntreuung, qualifizierter einfacher
Körperverletzung, mehrfacher einfacher Körperverletzungen und weiterer Delikte zu einer
Freiheitsstrafe von 27 Monaten (unter Anrechnung der ausgestandenen Untersuchungs- und
Sicherheitshaft) sowie zu einer Busse von Fr. 1'000.--. Ausserdem wurde er in Anwendung
von Art. 66a lit. o StGB für 10 Jahre des Landes verwiesen.

Der Beschwerdeführer befindet sich im Strafvollzug. Per 28. Oktober 2021 hat er zwei
Drittel seiner Strafe verbüsst.

Mit Entscheid vom 15. Oktober 2021 verweigerte das Straf- und
Massnahmenvollzugsgericht des Kantons Wallis die bedingte Entlassung des
Beschwerdeführers. Die dagegen gerichtete Beschwerde wies das Kantonsgericht Wallis
am 26. November 2021 ab.

Der Beschwerdeführer wendet sich an das Bundesgericht.

E. 2
Die Beschwerde wurde zulässigerweise auf Französisch eingereicht ( Art. 42 Abs. 1 BGG ),
die Verfahrenssprache ist aber Deutsch ( Art. 54 Abs. 1 BGG ).

E. 3
In einer Beschwerde ans Bundesgericht ist unter Bezugnahme auf den angefochtenen
Entscheid darzulegen, inwieweit dieser nach Ansicht des Beschwerdeführers gegen das
Recht verstossen soll ( Art. 42 Abs. 2 BGG ).

E. 4
Die Beschwerde erfüllt selbst die an eine Laienbeschwerde zu stellenden, minimalen
Begründungsanforderungen nicht. Die Vorinstanz unterzieht die prognoserelevanten
Umstände einer Gesamtwürdigung und legt dar, weshalb sie zum Schluss gelangt, dass zur
Zeit keine günstige Prognose für künftiges Wohlverhalten gestellt werden kann. Damit
befasst sich der Beschwerdeführer vor Bundesgericht nicht. Er stellt sich im Gegenteil auf
den Standpunkt, die Strafe ohne bedingte Entlassung voll zu verbüssen ("Je suis prêt a
effectuer ma peine jusqu'au boût sans conditionelle"). Stattdessen richtet er sich mit seiner
Kritik gegen die rechtskräftig angeordnete Landesverweisung, die nicht zum
Verfahrensgegenstand gehört und heute im vorliegenden Verfahren nicht mehr zur
Diskussion gestellt werden kann. Dass und inwiefern die Vorinstanz mit der Verweigerung



der bedingten Entlassung geltendes Recht im Sinne von Art. 95 BGG verletzt haben könnte,
ergibt sich aus der Beschwerde mithin nicht. Darauf ist im Verfahren nach Art. 108 BGG
nicht einzutreten.

E. 5
Auf eine Kostenauflage kann ausnahmsweise verzichtet werden ( Art. 66 Abs. 1 BGG ).
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